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Ordnungspolitik KERNAUSSAGEN 
Missionsorientierte Politik: Skepsis ist angebracht! 
Dr. Susanne Cassel, Dr. Tobias Kohlstruck 

 

Politikanalyse: 
 Das Konzept der Missionsorientierung 

zielt auf die Lösung großer gesellschaftli-
cher Herausforderungen ab.  

 Es bietet einen Rahmen für die Legitima-
tion stark interventionistischer Politik. 

 Missionsorientierte Politik ist schwer kon-
trollierbar und anfällig für Lobbyismus. 

 

Politikempfehlungen: 
 Auf klar definierte politische Ziele und 

marktkompatible Instrumente setzen. 
 Im Falle missionsorientierter Politik rigo-

rose Evaluierung durchführen.   
 

 
 

Das Konzept einer missionsorientierten In-
novations- und Industriepolitik ist ein aktuell 
populärer Politikansatz, der auf nationaler 
Ebene wie auch in der Europäischen Union 
und auf Ebene der Vereinten Nationen auf-
gegriffen wird. Missionsorientierung bildet 
vielfach die Grundlage für stark auf Wirt-
schaftsplanung setzendes politisches Han-
deln mit dem Ziel, große aktuelle Heraus-
forderungen zu bewältigen. Dazu sollen mit 
Hilfe umfassender Förderprogramme Wis-
senschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
mobilisiert und ihre Aktivitäten in eine poli-
tisch gewünschte Richtung gelenkt werden. 
Paradigmatisches Beispiel für die Missions-
orientierung ist das Apollo-Programm, mit 
dem die USA in den 1960er Jahren ihre 
Mondlandungen vorbereiteten. Eine missi-
onsorientierte Politik ist jedoch schwer 
kontrollierbar, stark zentralplanerisch aus-
gerichtet und für Lobbyismus anfällig. Erfolg-
versprechender ist eine Politik, die auf klar 
definierte Ziele und evidenzbasierte, mög-
lichst marktkompatible Instrumente setzt.    
 

Das Konzept der Missionsorientierung geht 
auf die Arbeiten der italienisch/US-
amerikanischen Wirtschaftswissenschaftle-
rin Mariana Mazzucato zurück. Es zielt da-
rauf ab, große gesellschaftliche Herausfor-
derungen wie den Klimaschutz oder die Pan-
demiebekämpfung zu bewältigen. Dazu wer-
den Missionen mit konkreten Zielen defi-
niert, die durch Forschungs- und Innovati-
onsprojekte in einem bestimmten Zeitraum 
erreicht werden sollen. Um Innovationen 
und Investitionen in eine bestimmte, poli-
tisch gewünschte Richtung zu lenken und 
Wissenschaft, Unternehmen und Zivilgesell-
schaft zu koordinieren und mobilisieren, 
werden Unternehmenssubventionen, För-
derprogramme für wissenschaftliche For-
schung und Regulierungen zu einem Paket 
gebündelt. Die Missionen sollen mutig und 
inspirierend sein und große gesellschaftliche 
Relevanz aufweisen. Regierungen kommt 
dabei die Aufgabe zu, die Missionen zu defi-
nieren und die notwendigen Ressourcen be-
reit zu stellen. Angesichts der i. d. R. langen 
Zeithorizonte der Missionen und der damit 
verbundenen hohen Risiken und notwendi-  

 
 

gen Innovationen soll der Staat den Großteil 
der mit der Erreichung der Missionen ver-
bundenen Risiken übernehmen, Unsicher-
heit abfedern und zielorientiert neue Ideen 
stimulieren. Als „unternehmerischer Staat“ 
soll er in Kooperation mit dem privaten Sek-
tor aktiv zur Lösungsfindung beitragen, in-
dem er beispielsweise Nachfrage nach neuen 
Produkten schafft. 
 

Die von Mazzucato vorgeschlagenen Missio-
nen sind sehr allgemein formuliert, so dass 
großer Spielraum besteht, gewünschte Poli-
tikziele darunter zu subsumieren. Letztlich 
hängt in diesem Konzept alles mit allem zu-
sammen, so dass daraus eine Generallegiti-
mation für politisches Handeln abgeleitet 
werden kann. Komplexität wird instrumen-
talisiert, um stark interventionistische Poli-
tikmaßnahmen zu legitimieren. Damit 
weicht der Ansatz von der üblichen ökono-
mischen Herangehensweise ab, konkrete 
Fälle von Marktversagen zu identifizieren 
und diese durch geeignete Instrumente zu 
beheben. Statt komplexe Maßnahmenbündel 
zu schnüren und damit ein umfassendes Ziel-
system zu erreichen, gilt in der traditionellen 
Theorie der Wirtschaftspolitik die nach dem 
Ökonomienobelpreisträger Jan Tinbergen 
benannte Regel, dass einem Ziel jeweils ein 
konkretes Instrument zugeordnet werden 
sollte. Auf diese Weise lassen sich die Effek-
tivität sowie Kosten und Nutzen einzelner 
Maßnahmen bestimmen.  
 

Eine solche, dem von Karl Popper vorge-
schlagenen Ansatz des sog. Piecemeal Social 
Engineering entsprechende Wirtschaftspoli-
tik lässt sich mit empirischer Evidenz unter-
legen, bei Fehlentwicklungen leichter korri-
gieren und ist weniger anfällig für politische 
Wissensanmaßung als eine letztlich gegen 
Kritik und empirische Überprüfung immuni-
sierte Missionsorientierung. Denn ange-
sichts der Komplexität der Ziele und Instru-
mente ist es kaum möglich, die Opportuni-
tätskosten der verwendeten Instrumente 
sowie deren Effektivität und Effizienz zu be-
stimmen. Nicht intendierte Neben- und Fol-
gewirkungen, mögliche Zielkonflikte sowie 
Fälle gescheiterter Missionen werden von 
den Vertreterinnen und Vertretern der Mis-
sionsorientierung nicht thematisiert. Lern-
prozesse können so kaum stattfinden.    
 

Auch aus polit- und verhaltensökonomi-
scher Sicht ist das Konzept der Missions- 
orientierung fragwürdig. So läuft eine missi-
onsorientierte Politik aufgrund ihrer hohen 
Komplexität und interventionistischen Aus-
richtung stärker Gefahr, von Interessen-
gruppen missbraucht zu werden, um Son-
dervorteile zu Lasten der Allgemeinheit zu 
erlangen. Denn indem sich Regierungen mit 

 
 

starker Rhetorik dazu selbstverpflichten, 
eine bestimmte Mission zu erreichen und 
dafür umfassende Ressourcen bereitstellen, 
bieten sie Lobbyisten den Raum, für Unter-
stützung zu werben. Werden Missionen zu-
dem so definiert, dass sie gesellschaftliche 
Katastrophen wie den Klimawandel, Finanz-
marktkrisen und Gesundheitsgefahren ver-
hindern sollen, nutzen sie geschickt das ver-
haltensökonomisch gut belegte Phänomen 
der Verlustaversion aus. Demnach sind 
Menschen eher bereit, für die Vermeidung 
von Verlusten zu zahlen und riskante Pro-
jekte zu unterstützen als für die Realisierung 
von Gewinnen. Mit der Verlustrhetorik las-
sen sich Missionen besser vor Kritik schüt-
zen.  
 

Die Bundesregierung hat den Ansatz der 
Missionsorientierung aufgegriffen und z. B. 
im Rahmen ihrer Hightech-Strategie 2025 
Missionen als neues Element ihrer For-
schungs- und Innovationspolitik eingeführt. 
Dabei geht es allerdings weniger um eine 
Missionsorientierung im engeren Sinne als 
vielmehr um eine bessere politische Koordi-
nierung zwischen den Ressorts. Während 
eine bessere Politikkoordinierung zu effizi-
enterem staatlichem Handeln beitragen 
kann, ist eine Missionsorientierung, die über 
das rhetorische Mitnehmen und Überzeu-
gen von notwendigen Reformen hinausgeht, 
skeptisch zu sehen. Denn sie setzt umfassen-
des Wissen der politischen Akteure voraus, 
ist aufgrund ihrer Komplexität nur schwer 
kontrollierbar und anfällig für Lobbyismus. 
Zielführender ist eine evidenzbasierte Wirt-
schaftspolitik, die klar identifizierte ökono-
mische Probleme adressiert und auf empi-
risch überprüfbare Instrumente setzt.    
 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundlage 
des ECONWATCH-Meetings „Mit Missi-
onsorientierung zu rationaler Innovations- 
und Industriepolitik?“ mit Prof. Dr. Jan 
Schnellenbach (BTU Cottbus). 
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